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MITTEILUNGSVORLAGE 

  Vorlage-Nr.: M 15/0471 

701 - Fachbereich Entsorgung und Straßenreinigung Datum: 08.09.2015 

Bearb.:   Tel.: 175 öffentlich 

Az.:  701-Herr Kurzewitz/Ja  

 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Umweltausschuss 16.09.2015 Anhörung 
 
 

Vorschläge zum Bürgerhaushalt 2016/2017 
 
Sachverhalt 
Aus insgesamt 286 Vorschlägen haben die Norderstedter Bürgerinnen und Bürger während 
der Bewertungsphase die 51 besten gewählt. 
 
Zu jedem Vorschlag liegt eine Stellungnahme des zuständigen Fachamtes der  
Verwaltung vor. In Einzelfällen wurde der Vorschlag vorab auf www.buergerhaushalt-
norderstedt.de kommentiert.  
 
Nachfolgend sind die diesem Ausschuss betreffenden Vorschläge zur Kenntnisnahme bzw. 
zur Beratung aufgeführt: 
 

1. Platzierung des Vorschlags 42/51  

Vorschlag Nr. 42 

Boxen mit Hundekottüten an der Rathausallee umstellen. 

Antwort/Stellungnahme: 

Es gibt an der zwischenzeitlich im Umfeld folgende vom Betriebsamt aufgestellten Hundekot-
tüten-Stationen. 
 
1. Jörg-Peter-Hahn-Platz Wanderweg AKN  
2. Beim Kino 
3. Bei der Post den Weg runter zum Park  
4. Eingang Astrid Lindgren Park  
 

2. Platzierung des Vorschlags 44/51  

Vorschlag Nr. 44 
 
Vorschlag 44 zum Bürgerhaushalt lautet:  Winterdienst durch die Stadt anbieten gegen 
Bezahlung.  Als weitere Erläuterung hierzu wird ausgeführt:  „Warum bietet die Stadt nicht 
auch einen Winterdienst für Privatleute an? Das heißt: Ich kann die Stadt beauftragen, mei-
nen Gehweg im Winter von Schnee zu befreien und bezahle die Stadt dafür. Super Einnah-
mequelle für die Stadtreinigung.“ 
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Antwort/Stellungnahme: 
 
Die Kehrmaschinen und Winterdienstfahrzeuge der Stadt Norderstedt sind ausschließlich zur 
Erfüllung hoheitlicher Aufgaben im Zuge der Straßenreinigungspflicht auf öffentlichen Stra-
ßen, Wegen und Plätzen beschafft worden.  
 
Der Vorschlag zielt jedoch offensichtlich darauf ab, dass die Stadt Norderstedt zusätzlich zu 
diesem Umfang auch eine weitergehende, freiwillige Dienstleistung anbietet, nämlich die 
Übernahme von Anliegerpflichten je nach Beauftragung durch den reinigungspflichtigen An-
lieger. 
 
Hierfür wären zusätzliche Kapazitäten (Mitarbeiter, Fahrzeuge und Geräte, Streugut etc.) 
erforderlich. Nur die hierfür entstehenden, zusätzlichen Aufwendungen könnten gegebenen-
falls über Einnahmen refinanziert werden. Eine Entlastung des bisherigen Straßenreini-
gungs-Budgets kann somit nicht erreicht werden. Im Gegenteil, je nach Inanspruchnahme 
(Anzahl der Aufträge, Häufigkeit und Schwere der Winterdienst-Einsätze…) besteht das Ri-
siko, dass die zusätzlichen Kosten nur teilweise refinanziert werden. 
 
Unabhängig davon ist nach dem in Schleswig-Holstein geltenden Gemeindeverfassungs-
recht (Gemeindeordnung) eine wirtschaftliche Betätigung der Gemeinden nur dann zulässig, 
wenn enge Voraussetzungen erfüllt sind und z.B. ein dringender öffentlicher Zweck die Betä-
tigung erfordert. So soll grundsätzlich zum Schutz der Privatwirtschaft eine wirtschaftliche 
kommunale Betätigung auf die Zwecke eingeschränkt werden, die durch andere Unterneh-
men nicht ebenso gut und wirtschaftlich erfüllt werden können.  
 
Für eine wirtschaftliche Betätigung einer Gemeinde wäre z.B. auch ein Betrieb gewerblicher 
Art zu gründen.  
 
Die Voraussetzungen sind hierfür nach derzeitiger Einschätzung der Sach- und Rechtslage 
nicht gegeben. 
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